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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 28. August 1997 

zwischen der Bundesrepubiik Deutschland und Turkmenistan 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitaianiagen 


A. Zielsetzung 

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde- 
rung und gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen. 

B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere 
durch Gewährleistung des freien Transfers von Kapital und Erträgen, 
Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent- 
eignungsschutz und Entschädigungspflicht sowie Rechtsweggarantie 
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Es entsteht kein Vollzugsaufwand. 

E. Sonstige Kosten 

Kosten für die Wirtschaft und für soziale Sicherungssysteme ent- 
stehen nicht. 
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, den 22. Oktober 1999 

Der Bundeskanzler 
022 (432) - 651 09 - Ka 1 1 9/99 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 28. August 1997 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Turkmenistan über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
und vom Auswärtigen Amt gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 743. Sitzung am 15. Oktober 1999 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Gerhard Schröder 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 28. August 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Turkmenistan 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 28. August 1997 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Turkmenistan über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem dazugehörigen Protokoll 
vom selben Tage wird zugestimmt. Der Vertrag und das Protokoll werden nach- 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 und das 
Protokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundge- 
setzes erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich 
auch auf Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden 
ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 
Abs. 2 und das Protokoll in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, ins- 
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es sich 
um einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 

Kosten bei Wirtschaftsunternehmen, insbesondere bei mittelständischen Unter- 
nehmen, entstehen durch die Ausführung des Gesetzes nicht, da es ausschließ- 
lich einen erweiterten völkerrechtlichen Rechtsschutz für Investitionen in Turk- 
menistan schafft. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Turkmenistan 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

floroBop 

Me>Kfly OeflepaTMBHOM PecnyöJiMKOM FepiviaHMfl m TypKivieHMCTaHOM 
0 COfleMCTBMM OCyiMeCTBJieHMK) M BSaMMHOM SaiMMTe KanMTajlOBJlOKeHMM 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

Turkmenistan, 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Vertragsstaaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des einen Vertrags- 
staats im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats zu schaffen. 


in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirt- 
schaftliche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker 
zu mehren - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 
Art, insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Ur- 
heberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know- 
how und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Aufsu- 
chungs- und Gewinnungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 


OeflepaTMBHaB PecnyöJinKa F epiviaHMB 

M 

TypKMeHMcraH, 

>KejiaB yrjiyÖJiBTb aKOHOMunecKoe coipyAHnnecTBO Me>Kfly 
flByMB floroBapuBajOLi^MMMCB focyflapcTBaiviM, 

CTpeMBCb cosflaTb ÖJiaronpuBTHbie ycjiOBUB ajib ocyinecr- 
BjieHMB KanMTajiOBjio>KeHMM rpa>KflaH mjim KOivinaHMM oflHoro 
floroBapuBaKDLnerocB focyflapcTBa na reppuTopnn flpyroro 
floroBapuBatOLnerocB F ocyflapciaa, 

cosHaaaB, hto cofleMCTBue ocyLi^ecTBjieHMK) n floroBopHaB 
saLuma 3 tmx KanMTajiOBjio>KeHMM ivioryi o>KMBMTb nacTHyK) sko- 
HOMMHeCKyK) MHMUMaTMBy M npMyMHO>KMTb ÖJiarOCOCTOBHUe 
OÖOMX HapOflOB, 

floroBopnjiMCb o HM>KecjieflyK)LneM: 

CraibFi 1 

fljiB uejieM HacTOBLnero floroBopa: 

1. TepMMH “KanMTajiOBjio>KeHMB“ oxBaTbiBaer Bce BHflbi niviy- 
LuecTBeHHbix ueHHOcreM, a b nacTHOCTu: 

a) COÖCTBeHHOCTb B BMfle flBM>KMMblX M HeflBM>KMMblX npefl- 
MeTOB, a TaK>Ke flpyrne niviyLnecTBeHHbie npaaa, raKne 
KaK unoTeHHbie npaaa m npaaa sanora; 

6) npaaa na flOJieBoe ynacTue m flpyrne ctDopivibi ynacTUB b 
KOMnaHMBx; 

b) npaBO TpeöoBaHMB no fleHe>KHbiM cpeflCTBaivi, 
McnojibaoBaHHbiM ajib cosflaHUB aKOHOMunecKux ueHHO- 
creM, MjiM ycjiyraM, niviejOLi^MM aKOHOMunecKyK) uen- 

HOCTb; 

r) npaBa uHrejuieKTyaiibHOM coöcTBeHHOCTu, raKne kbk, b 
nacTHOCTM, aBTopcKne npaBa, naieHTbi, nojiesHbie 
MOflejiM, npoMbiLUjieHHbie oöpaaubi n MOflenn, TOBapHbie 
3HaKM, CtDUpiVieHHbie HaHIVieHOBaHMB, npOM3BOflCTBeHHbie 
M KOMMepnecKne laMHbi, rexHonoruB, “Hoy-xay“ n “ryfl- 

BMji“; 

fl) oöLflecTBeHHO-npaBOBbie KOHueccun, BKjiKDnaB KOHuec- 
CMM Ha pasBeflKy m floöbiny npMpoflHbix pecypcoB; 

M3MeHeHMe BMfla BJ10>KeHMFI MMyLfleCTBeHHblX UeHHOCieM He 
saiparMBaeT mx cbomctbo kbk KanMTajiOBjio>KeHMe; 

2. TepMMH “floxoflbi“ osHanaeT cyMMbi, nojiynaeMbie ot KanM- 
TajiOBjio>KeHMB 3a onpeflejieHHbiM nepMOfl, TaKMe KaK aojim 
npMÖblJlM, flMBMfleHflbI, npOfleHTbl, JlMUeHSMOHHbie MJIM flpy- 
FMe B03Harpa>KfleHMFi; 
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3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, 

b) in bezug auf Turkmenistan: 

natürliche Personen, die Staatsangehörige Turkmeni- 
stans gemäß dem geltenden Gesetz über die Staatsbür- 
gerschaft Turkmenistans sind; 

4. bezeichnet der Begriff „Gesellschaften“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland hat, gleichviel, ob 
ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

b) in bezug auf Turkmenistan: 

jede juristische Person oder Genossenschaft oder sonsti- 
ge Gesellschaft oder Vereinigung mit Rechtspersönlich- 
keit, die gemäß den Rechtsvorschriften Turkmenistans 
gegründet worden ist und in seinem Hoheitsgebiet ihren 
Sitz hat. 

Artikel 2 

(1) Jeder Vertragsstaat wird in seinem Hoheitsgebiet Kapital- 
anlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des ande- 
ren Vertragsstaats nach Möglichkeit fördern und diese Kapital- 
anlagen in Übereinstimmung mit seinen Rechtsvorschriften 
zulassen. Er wird Kapitalanlagen in jedem Fall gerecht und billig 
behandeln. 

(2) Ein Vertragsstaat wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften des anderen Vertragsstaats in 
seinem Hoheitsgebiet in keiner Weise durch willkürliche oder dis- 
kriminierende Maßnahmen beeinträchtigen. 


Artikel 3 

(1) Jeder Vertragsstaat behandelt Kapitalanlagen in seinem 
Hoheitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluß von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften des anderen Vertrags- 
staats stehen, nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eige- 
nen Staatsangehörigen und Gesellschaften oder Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jeder Vertragsstaat behandelt Staatsangehörige oder 
Gesellschaften des anderen Vertragsstaats hinsichtlich ihrer 
Betätigung im Zusammenhang mit Kapitalanlagen in seinem 
Hoheitsgebiet nicht weniger günstig als seine eigenen Staats- 
angehörigen und Gesellschaften oder Staatsangehörige und 
Gesellschaften dritter Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die ein 
Vertragsstaat den Staatsangehörigen oder Gesellschaften dritter 
Staaten wegen seiner Mitgliedschaft in einer Zoll- oder Wirt- 
schaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer Freihandels- 
zone oder wegen seiner Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die ein Vertragsstaat den Staatsan- 
gehörigen oder Gesellschaften dritter Staaten aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Vereinbarungen 
über Steuerfragen gewährt. 


3. TepMMH “rpa>KflaHe“ osHanaer: 

а) B OTHOLueHMM OeflepaTMBHOM PecnyöJiMKM F epiviaHMB: 

HeMLieB B cooTBeTCTBMM c OcHOBHbiM saKOHOM Oeflepa- 
TMBHOM PecnyöJiMKM fepiviaHMB; 

б ) B OTHOLUeHMM TypKMBHMCTaHa: 

CtDMSMHeCKMX JIMI4, BBJIBKDLUMXCB rpa>KflaHaMM TypKMBHM- 
CTana b cooTBercTBun c fleMCiBytOLnnivi SaKOHOM o 
rpa>KflaHCTBe TypKMeHnciaHa; 

4. TepMMH “KOMnaHMB“ osHanaeT: 

а) B OTHOLueHMM OeflepaTMBHOM PecnyöJiMKM F epMaHMB: 

JlLOÖOe LOpMflMHeCKOe JIMI40 MJIM TOprOBOe OÖLHeCTBO, 
npOHMe KOMnaHMM MJIM OÖ^beAMHeHMB C npaBBMM KDpM- 
flMHecKoro jiMua mjim öes hmx, c mbctom pacnojiOKeHMB 
Ha TeppMTopMM cjDeflepaTMBHOM PecnyöMKM FepMaHMB, 
HBBSMpaB Ha TO, HanpaBjieHa jim mx flOBTejibHOCTb na 
nojiyneHMe npMöbuiM mjim hot; 

б ) B OTHOLueHMM TypKMeHMCTBHa: 

jiKDöoe KDpMflMHecKoe JIM140 MJIM TOBapMLi^ecTBO, npoHMe 
KOMnaHMM MJIM OÖTDeflMHeHMB C npaBaMM LOpMflMHeCKOrO 
jiMua, KOTopbie cosflaHbi b cootbbtctbmm c saKOHOfla- 
TejibCTBOM TypKMBHMCTaHa M pacnojio>KeHbi Ha ero Tep- 
pMTOpMM; 

CTaTbB 2 

(1) Ka>Kfloe M3 floroBapMBatOLUMxcB FocyflapcTB no Mepe 
B03M0>KH0CTeM ÖyflBT CnOCOÖCTBOBaTb KanMTaJ10BJ10>KeHMBM 
rpa>KflaH mjim KOMnaHMM flpyroro floroaapMBaKDLnerocB Focy- 
flapcTBa M öyflBT paapeLuaTb 3tm KanMTajiOBjio>KeHMB b coot- 
BBTCTBMM CO CBOMM 3aKOHOflaTeJlbCTBOM. OhO B Ka>KflOM KOHKp- 

eTHOM cjiynae öyfleT oöpaLnaTbCB c KanMTajiOBjio>KeHMBMM co 
BceM cnpaBefljiMBOCTbLO. 

(2) Hm OflHO M3 florOBapMBBLOLUMXCB FoCyflapCTB Ha cbobm 
TeppMTOpMM HMKOMM OÖpaCOM HB ÖyflBT yLUBMJlBTb 3a CHBT 
npMHBTMB npOM3BOJlbHblX MJIM flMCKpMMMHaUMOHHblX MBp ynpa- 
BjiBHMB M pacnop5i>KeHMe KanMTajiOBjio>KeHMBMM rpa>KflaHaMM 
MJIM KOMnaHMBMM flpyrofo floroBapMBaKDLnerocB FocyflapcTBa, 
a TaK>Ke mx npMMBHBHMe m McnojibaoeaHMe. 

CTaTbB 3 

(1) Ka>Kfloe M3 floroBapMBaKDLUMxcB FocyflapcTB oöecnenM- 
BaeT Ha cbobm TeppMTopMM b otholuohmm KanMTajiOBjio>KeHMM, 
HaXOflBL^MXCB B COÖCTBOHHOCTM MJIM nOfl BJIMBHMOM rpa>KflaH 

MJIM KOMnaHMM flpyrofo floroaapMBaKDLnerocB FocyflapcTBa, 
pe>KMM He MBHee ÖJiaronpMBTHbiM, hbm b otholubhmm KanMTajio- 
Bjio>KeHMM coöcTBBHHbix rpa>KflaH MJIM KOMnaHMM MJIM KanMTa- 
jiOBjio>KeHMM rpa>KflaH mjim KOMnaHMM TpeTbMx rocyflapcTB. 

(2) Ka>Kfloe m 3 floroaapMBaKDLUMxcB FocyflapcTB oöecnenM- 
BaeT Ha cbobm TeppMTopMM b otholubhmm rpa>KflaH mjim KOMna- 
HMM flpyroro floroBapMBatOLnerocB FocyflapcTBa b tom, hto 
KaCaeTCB mx fleBTeJlbHOCTM B CBB3M C KanMTaJ10BJ10>KeHMBMM, 
pe>KMM He MBHee ÖJiaronpMBTHbiM, hbm b otholubhmm coöct- 
BBHHblX rpa>KflaH mjim KOMnaHMM, MJIM rpa>KflaH mjim KOMnaHMM 
TpeTbMx rocyflapcTB. 

(3) Gtot pe>KMM He pacnpocTpaHBBTCB na npeMMyLi^ecTBa, 
KOTopbie oflHO floroBapMBaKDLneecB FocyflapcTBO npeflocTa- 
BjiBBT rpa>KflaHaM mjim KOMnaHMBM TpeTbMx rocyflapcTB b cbb3m 
C MX yHaCTMBM B TaMO>KeHHOM MJIM SKOHOMMHBCKOM COLOBB, 
OÖLUBM pblHKB MJIM BOHB CBOÖOflHOM TOprOBJlM MJIM B CBB3M C MX 
aCCOUMaUMBM C HMMM. 

(4) Pe>KMM, npeflOCTaBJlBBMblM B COOTBBTCTBMM C HaCTOBLUBM 
CTaTbBM, HB paCnpOCTpaHBBTCB Ha JlbrOTbl, KOTOpbie OflHO 
floroBapMBaKDLneecB F ocyflapcTBO npefloCTaejiBBT rpa>KflaHaM 
MJIM KOMnaHMBM TpBTbMX TOCyflapCTB Ha OCHOBaHMM 
COrjiaLUBHMB 06 M36e>KaHMM flBOMHOrO HaJ10r006jl0>KeHM51 MJIM 
flpyrMx floroBopeHHOCTBM no HajioroBbiM BonpocaM. 
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Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
eines Vertragsstaats genießen im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
eines Vertragsstaats dürfen im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaats nur zum allgemeinen Wohl und gegen Entschädigung 
enteignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen 
werden, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung oder Ver- 
staatlichung gleichkommen. Die Entschädigung muß dem Wert 
der enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt 
entsprechen, in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbare Maßnahme öffentlich be- 
kannt wurde. Die Entschädigung muß unverzüglich geleistet wer- 
den und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit dem üblichen 
bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; sie muß tatsächlich verwert- 
bar und frei transferierbar sein. Spätestens im Zeitpunkt der Ent- 
eignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme muß in 
geeigneter Weise für die Festsetzung und Leistung der Entschä- 
digung Vorsorge getroffen sein. Die Rechtmäßigkeit der Enteig- 
nung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme und die 
Höhe der Entschädigung müssen in einem ordentlichen Rechts- 
verfahren nachgeprüft werden können. 


(3) Staatsangehörige oder Gesellschaften eines Vertrags- 
staats, die durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinander- 
setzungen, Revolution, Staatsnotstand oder Aufruhr im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats Verluste an Kapitalanlagen 
erleiden, werden von diesem Vertragsstaat hinsichtlich der 
Rückerstattungen, Abfindungen, Entschädigungen oder sonsti- 
gen Gegenleistungen nicht weniger günstig behandelt als seine 
eigenen Staatsangehörigen oder Gesellschaften. Solche Zahlun- 
gen müssen frei transferierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegenhei- 
ten genießen die Staatsangehörigen oder Gesellschaften eines 
Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
Meistbegünstigung. 


Artikel 5 

Jeder Vertragsstaat gewährleistet den Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften des anderen Vertragsstaats den freien 
Transfer der im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehen- 
den Zahlungen, insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 


Artikel 6 

Leistet ein Vertragsstaat seinen Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften Zahlungen aufgrund einer Gewährleistung für 
eine Kapitalanlage im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats, 
so erkennt dieser andere Vertragsstaat, unbeschadet der Rechte 
des erstgenannten Vertragsstaats aus Artikel 10, die Übertra- 
gung aller Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsge- 


CraTbfi 4 

(1) KannTajiOBjiOKeHMfi rpa>KflaH mjim KOivinaHMM oflHoro 
floroBapuBaKDinerocB focyflapcTBa na reppuTopnn flpyroro 
floroBapuBaKDLnerocB F ocyflapcTBa nojibsytCTCB nojiHOM sainn- 
TOM M ÖeSOnaCHOCTbKD. 

(2) KannTajiOBjiOKeHMB rpa>KflaH mjim KOivinaHMM oflHoro 
floroBapMBajCLnerocB focyflapcTBa Moryi öbiTb noflBeprHyibi 
MepaM no npMHyflMrejibHOiviy msidBimk), HauMOHajiMsauMM mjim 
flpyrMM MepaM, aHajiorMHHbiM mm no cbomm nocjieflCTBMBM, Ha 
reppMTopMM flpyroro floroeapMBaKDLnerocB focyflapcTBa 
TOJibKO B oÖLnecTBeHHbix MHiepecax M c BbinjiaroM KOMneHca- 
UMM. KOMneHCaUMB flOJl>KHa COOTBeTCTBOBaib CTOMMOCTM 
MS^bBToro KanMTajiOBjiOKOHMB, onpeflejieHHOM HenocpeflCTBeH- 
HO nepefl momohtom, Korfla octDMUMajibHO crajio msboctho o 
ctDaKTMHecKM ocyLi^ecTBjieHHbix MJIM npeflCTOBLUMx Mepax no 
npMHyflMiejibHOMy msidBimk), HauMOHajiMsauMM mjim Mepax c 
aHajiorMHHbiMM nocjieflCTBMBMM. KoMneHcauMB flOJi>KHa 
BbinjiaHMBaTbCB HesaMefljiMiejibHO m ao MOMeHia ee Bbinjiaibi 
Ha cyMMy KOMnencauMM naHMCJiBKDTCB öaHKOBCKMe npoueHTbi b 
COOTBBTCTBMM C flBMCTByKDLHeM npOUeHTHOM CiaBKOM; OHB 
flOJi>KHa öbiTb npaKTMHecKM McnojibsyeMOM m cboöoaho rpanc- 
cjDepMpyeMOM. He nosflnee MOMenra ocyinecTBjieHMB npMHyflM- 
TejibHoro mstdBtmb, HauMonajiMsauMM mjim Mepbi, aHajiorMHHOM 
MM no CBoeMy xapaKiepy, flOJi>KHbi öbiTb npMHBTbi Hafljie>KaLHMe 
npocjDMjiaKTMHecKMe Mepbi no onpeflejieHMio cyMMbi m nopBflKy 
Bbinjiaibi KOMneHcauMM. floji>KHa öbiib npeflycMorpeHa 
B03M0>KH0CTb cyfleöHoro paccMOTpeHMB npaBOMepHOCTM ocy- 
LuecTBjieHMB npMHyflMiejibHoro msidBimb, HauMOHajiMsauMM mjim 
M epbi, aHajiorMHHOM mm no CBoeMy xapaKiepy, a TaK>Ke pasMe- 
pa KOMneHcauMM. 

(3) rpa>KflaHaM mjim KOMnaHMBM oflHoro floroBapMBaKDii^e- 
rocB focyflapcTBa, KanMiajiOBjioKeHMBM KOTopbix HaHeceH 
yinepö Ha leppMTopMM flpyroro floroBapMBaiOLnerocB Focy- 

flapCTBa BCJieflCTBMe BOMHbl MJIM npOHMX BOOpy>KeHHblX CTOJl- 
KHOBOHMM, pOBOJllOLlMM, HpeSBbIHaMHOrO nOJlOKOHMB MJIM 

MBTe>Ka, öyfler npeflocraBjieH stmm floroeapMBaiOLUMMCB F ocy- 
flapcTBOM pe>KMM, He Menee ÖJiaronpMBTHbiM b OTHomeHMM 
BOSMeineHMB yöbiTKOB, OTCTynHbix cyMM, KOMnencauMM mjim 
npoHMx B03Harpa>KfleHMM, hbm ajib cbomx rpa>KflaH mjim KOMna- 
HMM. GtM CyMMbl flOJl>KHbl ÖbiTb CBOÖOflHO TpaHCCtDepMpyeMbIMM. 

(4) Fpa>KflaHe mjim KOMnaHMM oflHoro floroaapMBaiOLnerocB 
FocyflapcTBa Ha reppMTopMM flpyroro floroBapMBaiOLnerocB 
FocyflapcTBa nojibayiOTCB pe>KMMOM HaMöojibLijero ÖJiaro- 
npMBTCTBOBaHMB B OTHOLueHMM BonpocoB, yperyjiMpoBBHHbix 
HacTOBLneM CraTbeM. 

CraTbB 5 

Ka>Kfloe M3 floroBapMBaKDLUMxcB FocyflapcTB rapaHTMpyer 
rpa>KflaHaM mjim KOMnaHMBM flpyroro floroBapMBaiOLnerocB 
F ocyflapcTBa CBOÖOflHbiM TpaHCctDepi njiaTe>KeM b cbb3m c KanM- 
TaJlOBJlOKBHMeM, B HaCTHOCTM: 

a) KanMTajia m flonojiHMiejibHbix cyMM ajib noflflep>KaHMB mjim 
yaejiMHeHMB oö^beMa KanMiajiOBjiOKeHMfi; 

6) floxoflOB; 

b) cyMM, BbinjiaHMBaeMbix b norameHMe aaMMOB; 

r) BbipyHKM, B03HMKaiOLHeM B CBB3M C nOJlHOM MJIM HaCTMHHOM 
JlMKBMflaUMBM MJIM npOfla>KeM KanMTaJlOBJlOKBHMB; 

fl) KOMneHcaflMM, npeflycMorpeHHbix b Crarbe 4 HacroBiflero 
floroBopa. 

CraTbB 6 

Ecjim oflHO M3 floroBapMBaiOLflMxcB FocyflapcTB ocyiflecT- 
BjiBBT Bbinjiary cyMM cbomm rpa>KflaHaM mjim KOMnaHMBM Ha 
OCHOBaHMM rapaHTMM KanMTaJlOBJlOKBHMB Ha TeppMTOpMM 
flpyroro floroBapMBaiOLflerocB F ocyflapcTBa, to 3to floroBapM- 
BaiOLfleecB F ocyflapcTBO, öea yifleMjieHMB ajib BbireKaiOLflMx m3 
CraTbM 10 HacTOBLflero floroBopa npaa nepBoro floroBapM- 
BaiOLflerocB F ocyflapcTBa, öyfler npManaBaTb nepeflany nepao- 
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schäfts auf den erstgenannten Vertragsstaat an. Ferner erkennt 
der andere Vertragsstaat den Eintritt des erstgenannten Ver- 
tragsstaats in alle diese Rechte oder Ansprüche (übertragene 
Rechte oder Ansprüche) an, welche der erstgenannte Vertrags- 
staat in demselben Umfang wie sein Rechtsvorgänger auszu- 
üben berechtigt ist. Für den Transfer von Zahlungen, die auf- 
grund der übertragenen Ansprüche geleistet werden, gelten Arti- 
kel 4 Absätze 2 und 3 und Artikel 5 entsprechend. 


Artikel 7 

(1) Der Transfer von in Artikel 4 Absatz 2 oder 3, Artikel 5 oder 6 
erwähnten Zahlungen erfolgt unverzüglich zu dem jeweils gül- 
tigen Kurs. 

(2) Dieser Kurs muß dem Kreuzkurs (cross rate) entsprechen, 
der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der 
Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung 
Umrechnungen der betreffenden Währungen in Sonderziehungs- 
rechte zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsstaaten bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften des anderen Vertragsstaats eine günstigere 
Behandlung als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht 
diese Regelung dem vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie 
günstiger ist. 


(2) Jeder Vertragsstaat wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die er in bezug auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften des anderen Vertragsstaats in seinem 
Hoheitsgebiet übernommen hat. 


Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Staatsan- 
gehörige oder Gesellschaften des einen Vertragsstaats in Über- 
einstimmung mit den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats in dessen Hoheitsgebiet schon vor dem Inkrafttreten die- 
ses Vertrags vorgenommen haben. 


Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsstaaten 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragsstaa- 
ten beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen eines der beiden Ver- 
tragsstaaten einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen der beiden Vertragsstaaten zu bestel- 
len ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der 
Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem der 
eine Vertragsstaat dem anderen mitgeteilt hat, daß er die Mei- 
nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


My floroBapuBaKDLneiviycyi F ocyflapcTBy Bcex npaB mjim npuTBsa- 
HMM 3TMX rpa>KflaH MJlM KOMnaHMM B CMJiy SaKOHa MJlM flOrOBOpa. 
KpoMe Toro, flpyroe floroBapuBatOLneecB F ocyflapcTBO npusna- 
er BCTynjieHne nepBoro floroBapuBatOLnerocB F ocyflapcTBa bo 
Bce 3TM npaBa mjim npMTBsaHMB (nepeflauHbie npaBa mjim 
npMTBsaHMB), KOTopbie nepBoe floroBapMBatOLneecB Focy- 
flapcTBO BnpaBe ocyinecTBjiBTb b tom >Ke oö^beivie, hto m ero 
npeflLuecTBeHHMK no npaBy. B OTHOLueHMM TpaHCcjDepTa 
njiaTe>KeM, ocyinecTBjiBeivibix Ha ocHOBaHMM nepeflaHHbix 
npMTBsaHMM, fleMCTByKDT cooTBercTBeHHO nyHKTbl 2 M 3 CraTbM 
4, a TaK>Ke CraibB 5 HacTOBLi^ero floroBopa. 

CiaibB 7 

(1) TpaHCcfDepT njiaTe>KeM, yKaaaHHbix b nyHKiax 2 mjim 3 
CiaibM 4, a TaK>Ke b CiaibBx 5 mjim 6, öyfler ocyinecTBjiBTbCB 
HeaaiviefljiMTejibHO no Kypcy, fleMCTByKDLneiviy b flaHHbiM 
MOMeHT. 

(2) Otot Kypc flOJi>KeH cooTBejCTBOBaib coBMeineHHOiviy 
Kypcy (cross rate), BbiTeKatOLneiviy m 3 rex pacneiHbix KypcoB, 
KOTOpbie Me>KflyHapOflHblM BaJltOTHblM CfDOHfl B3BJ1 6bl 3a OCHOBy 
nepecnera cooTBercTByKDLUMx eajiKDT b cneuMajibHbie npaBa 
saMMCTBOBaHMB B MOMeHT ocyinecTBjieHMB njiaTe>KeM. 

CraibB 8 

(1) Ecjim m3 saKOHOflarejibCTBa oflHoro floroBapMBatOLnerocB 
FocyflapcTBa mjim Me>KflyHapoflHO-npaBOBbix corjiaiueHMM, 
cyLnecTByjOLUMx Me>Kfly floroBapMBaKDi^MMMCB F ocyflapcreaMM 
HapBfly C HaCTOBLUMM florOBOpOM MJIM SaKJlJlKDHaeMblX MMM B 
öyflymeM, BbireKaer oÖLnee mjim cneuMajibHoe nojio>KeHMe, 
corjiacHO KOTopoMy KanMTajiOBjio>KeHMB rpa>KflaH mjim KOMna- 
HMM flpyroro floroaapMBaKDLnerocB Focyflapcraa nojibsytOTCB 
öojiee ÖJiaronpMBTHbiM pe>KMMOM, hbm no HacTOBLneMy floro- 
Bopy, TO TaKoe nojio>KeHMe öyfleT mmbth npeMMyi^ecTBO nepefl 
n0J10>KeHMBMM HaCTOBL^erO florOBOpa B tom HBCTM, B KOTOpOM 
OHO öojiee ÖJiaronpMBTHO. 

(2) Ka>Kfloe m 3 floroBapMBaKDLUMxcB F ocyflapcTB öyflOT 
coöJiKDflaTb jiKDöoe flpyroe oöBsaTejibCTBO, KOTopoe oho 
npMHBjio Ha ceÖB b OTHOLueHMM KanMTajiOBjio>KeHMM rpa>KflaH 
MJIM KOMnaHMM flpyrofo floroBapMBatOLnerocB FocyflapcTBa Ha 
CBoePi TeppMTopMM. 

CTaTbB 9 

HaCTOBLUMM florOBOp flOMCTByeT TaK>Ke B OTHOLueHMM KanMTa- 
jiOBjio>KeHMM, KOTopbie öbijiM ocyii^ecTBjieHbi rpa>KflaHaMM mjim 
KOMnaHMBMM oflHOfo floroBapMBBKDLnerocB FocyflapcTBa b 
cooTBBTCTBMM c saKOHOflaTejibCTBOM flpyrofo florOBapM- 
BatOLnerocB F ocyflapcTBa Ha ero TeppMTopMM eine flo BCTynjie- 
HMB B CMjiy HacTOBLnero floroBopa. 

CTaTbB 10 

(1) Cnopbi Me>Kfly oöommm floroaapMBaKDLUMMMCB FocyflapcT- 
BaMM O TOJlKOBaHMM MJIM npMMOHBHMM HaCTOBLUerO flOfOBOpa, 
no B03M0>KH0CTM, öyflyT peiuaTbCB npaBMTejibCTBaMM flByx 
floroBapMBaKDLUMxcB F ocyflapcTB. 

(2) Ecjim cnop He MO>KeT öbiTb yperyjiMpoean TaKMM nyTeM, to 
no TpeöoBaHMK) oflHoro m3 floroBapMBatOLi^MxcB F ocyflapcTB oh 
nepeflaeTCB na peiueHMe ap6MTpa>KHoro cyfla. 

(3) Ap6MTpa>KHbiM cyfl cosflaeTCB fljin Ka>Kfloro KOHKpeTHoro 
cjiynaB, npMHOM Ka>Kfloe floroeapMBaKDLneecB FocyflapcTBO 
HasHanaeT no oflHOMy Hjieny ap6MTpa>KHoro cyfla, m oöa Hjiena 
ap6MTpa>KHoro cyfla cobmoctho floroBapMBaLOTCB o KanflMflaTy- 
pe rpa>KflaHMHa TpeTbero rocyflapcTBa, KOTopbiM HasHanaeTCB 
npaBMTejibCTBaMM oöomx floroBapMBatOLUMxcB FocyflapcTB b 
KanecTBe npeflceflaTejiB ap6MTpa>KHoro cyfla. HjieHbi 
ap6MTpa>KHoro cyfla flOJi>KHbi öbiTb HasHaneHbi b TeneHMe flByx 
MecBueB, a npeflceflaTejib ap6MTpa>KHoro cyfla - b TeneHMe 
Tpex MecBueB c MOMeHTa, Korfla oflHO m3 floroaapMBaKDLUMxcB 
FocyflapcTB cooölumt flpyroMy floroaapMBaKDLneMycB Focy- 
flapcTBy o CBoeM HaMepeHMM nepeflaTb cnop Ha peiueHMe 
ap6MTpa>KHoro cyfla. 
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(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder 
Vertragsstaat den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertragsstaa- 
ten oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertrags- 
staaten oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang nächst- 
folgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsan- 
gehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten besitzt, die Ernen- 
nungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertragsstaat trägt 
die Kosten seines Mitglieds sowie seiner Vertretung in dem Ver- 
fahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie 
die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsstaaten zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 


(6) Sind beide Vertragsstaaten auch Vertragsstaaten des Über- 
einkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investitions- 
streitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staa- 
ten, so kann mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 
Absatz 1 des Übereinkommens das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht insoweit nicht angerufen werden, als zwischen 
dem Staatsangehörigen oder der Gesellschaft eines Vertrags- 
staats und dem anderen Vertragsstaat eine Vereinbarung nach 
Maßgabe des Artikels 25 des Übereinkommens zustande 
gekommen ist. Die Möglichkeit, das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht im Fall der Nichtbeachtung einer Entscheidung 
des Schiedsgerichts des genannten Übereinkommens (Arti- 
kel 27) oder im Fall der Übertragung kraft Gesetzes oder auf- 
grund Rechtsgeschäfts nach Artikel 6 dieses Vertrags anzurufen, 
bleibt unberührt. 


Artikel 11 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einem der Vertragsstaaten und einem Staatsangehöri- 
gen oder einer Gesellschaft des anderen Vertragsstaats sollen, 
soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich beigelegt 
werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Staatsangehörigen oder der Gesellschaft des 
anderen Vertragsstaats einem Schiedsverfahren unterworfen. 
Sofern die Streitparteien keine abweichende Vereinbarung tref- 
fen, wird die Meinungsverschiedenheit einem Schiedsverfahren 
im Rahmen des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beile- 
gung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und 
Angehörigen anderer Staaten unterworfen. 

(3) Der Schiedsspruch ist bindend und unterliegt keinen ande- 
ren als den in dem genannten Übereinkommen vorgesehenen 
Rechtsmitteln oder sonstigen Rechtsbehelfen. Er wird nach 
innerstaatlichem Recht vollstreckt. 

(4) Der an der Streitigkeit beteiligte Vertragsstaat wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds- 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der Staatsan- 
gehörige oder die Gesellschaft des anderen Vertragsstaats eine 
Entschädigung für einen Teil des Schadens oder den Gesamt- 
schaden aus einer Versicherung erhalten hat. 


(4) Ecjim cpoKM, yKasaHHbie b nyHKie 3 HacTOBLnePi CiaTbn, ne 
öyflyr coÖJiKDfleHbi, to npn OTcyrcTBun mhom floroBopeHHOCTu 
Ka>Kfloe floroBapuBaKDLneecB F ocyflapcTBO mokbt oöpaTHTbCB 
K npeflceflaiejiK) Me>KflyHapoflHoro cyfla OOH c npocböoM ocy- 
LuecTBMTb HeoöxoflMMbie HasHaneHMB. Ecjim npeflceflareiib 
MMeeT rpa>KflaHCTBO oflHoro ms floroBapMBatOLUMxcB Focy- 
flapcTB MjiM flpyraB npMHMHa MemaeT eiviy ocyinecTBMTb Has- 
HaneHMB, to ero saiviecTMTejib ocyii^ecTBMT mx. B tom cjiynae, 
ecjiM M saiviecTMTejib npeflceflarejiB MMeeT rpa>KflaHCTBO oflHO- 
ro MS floroBapMBaKDLUMxcB FocyflapcTB mjim oh jiMLueH 
BOSMO>KHOCTM fleMCTBOBSTb, TO HaSHaneHMB OCyii^eCTBMT CJie- 

flyKDLUMM no HMHy HjieH Me>KflyHapoflHoro cyfla. He MMeKDLUMM 
rpa>KflaHCTBa oflHoro ms floroBapMBSKDLUMxcB F ocyflapcTB. 

(5) Ap6MTpa>KHbiM cyfl bbihocmt CBoe pemeHMe öo/iblumhct- 
BOM rojiocoB. Gto pemeHMe MMeeT oÖBsaTeiibHyK) CMjiy. 
Ka>Kfloe MS floroeapMBaKDLUMxcB FocyflapcTB HeceT pacxoflbi, 
CBBsaHHbie c fleBTejibHOCTbK) HasHaneHHoro mm HjieHa 
ap6MTpa>KHoro cyfla, a TaK>Ke no CBoeMy npeflCTaBMTejibCTBy b 
ap6MTpa>KHOM npouecce; pacxoflbi, CBBsaHHbie c 
fleBTejibHOCTbKD npeflceflaTejiB ap6MTpa>KHoro cyfla, a TaK>Ke 
npoHMe pacxoflbi floroaapMBaKDLUMecB FocyflapcTBa HecyT b 
paBHblX flOJlBX. Ap6MTpa>KHblM cyfl MO>KeT flOrOBOpMTbCB o flpy- 
roM yperyjiMpoBaHMM Bonpoca o HeceHMM pacxoflOB. Flo BceM 
ocTajibHbiM BonpocaM ap6MTpa>KHbiM cyfl onpeflejiBeT nopBflOK 
CBOeM paÖOTbl CaMOCTOBTeJlbHO. 

(6) Ecjim oöa floroBapMBatOLUMxcB FocyflapcTBa bbjibkdtcb 
T aK>Ke rocyflapcTBaMM-ynacTHMKaMM Kohbohlimm o 6 yperyjiMpo- 
BaHMM cnopoB Me>Kfly rocyflapcTBaMM m rpa>KflaHaMM flpyrMx 
rocyflapcTB OTHOCMTejibHO KanMTajiOBjio>KeHMM ot 18 MapTa 
1965 rofla, to c yneTOM nojio>KeHMM nyHKTa 1 CTaTbM 27 Koh- 
BOHUMM HeBoaMO>KHO oöpaTMTbCB K BbimeyKasaHHOMy 
ap6MTpa>KHOMy cyfly, noKa Me>Kfly rpa>KflaHMHOM mjim KOMna- 
HMBM oflHoro floroBapMBaKDLnerocB FocyflapcTBa m flpyroro 
floroBapMBaKDLnerocB F ocyflapcTBa floCTMrnyTa floroBopeH- 
HOCTb B COOTBBTCTBMM CO CTaTbOM 25 KOHBOHUMM. GtMM HO 
saTparMBaeTCB BoaMO>KHOCTb oöpaTMTbCB K BbimeyKasaHHOMy 
ap6MTpa>KHOMy cyfly b cjiynae necoÖJiiofleHMB pemeHMB 
ap6MTpa>KHoro cyfla, fleücTByKDLnero b cootbstctbmm c ynoMB- 
HyTOM KoHBeHUMeM (CTaTbB 27), mjim b cjiynae nepeflanM npaB b 
CM jiy saKOHa mjim Ha ocHoaaHMM floroBopa corjiacHO CTaTbe 6 
HacTOBLnero floroBopa. 

CTaTbB 11 

(1) Cnopbi OTHOCMTejibHO KanMTajiOBjio>KeHMM Me>Kfly oahmm 
flOrOBapMBaKDLUMMCB F OCyflapCTBOM M rpa>KflaHMHOM MJIM KOM- 
naHMOM flpyroro floroeapMBaiOLnerocB F ocyflapcTBa, no 
BOaMO>KHOCTM, flOJl>KHbl peryjlMpOBaTbCB CTOpOHaMM B cnope 
flpy>KecTBeHHbiM nyTeM. 

(2) Ecjim cnop He MO>KeT öbiTb yperyjiMpoean b Tenenne 
mecTM MecBueB c MOMeHTa saBBjieHMB o hbm oahom ms CTOpOH 
B cnope, TO no TpeöoeaHMK) rpa>KflaHMHa mjim KOMnaHMM flpyro- 
ro floroBapMBaKDLnerocB FocyflapcTBa oh nepeflaeTCB na 
pemeHMe ap6MTpa>KHoro cyfla. Ecjim CTopoHbi b cnope He floro- 
BapMBaiOTCB o6 MHOM npoLiOflype, to cnop öyfleT paccMaTpM- 
BaTbCB B ap6MTpa>KHOM cyfle b cootbotctbmm c KoHBeHUMePi o6 
yperyjiMpoBBHMM cnopoB Me>Kfly rocyflapcTBaMM m rpa>KflaHaMM 
flpyrMx rocyflapcTB OTHOCMTejibHO KanMTajiOBjio>KeHMM ot 
1 8 MapTa 1 965 rofla. 

(3) PemeHMe ap6MTpa>KHoro cyfla MMeeT oÖBsaTejibHyK) CMjiy 
M He nofljie>KMT o6>KajiOBaHMK), sa MCKjiiOHeHMeM Tex cjiynaee, 
KOTopbie npeflycMOTpeHbi ynoMBHyTOM KoHBeHUMePi. PemeHMe 
npMBOflMTCB B MCnOJlHBHMe B COOTBBTCTBMM C HaUMOHBJlbHblM 
SaKOHOflaTeJlbCTBOM. 

(4) Bo BpeMB ap6MTpa>KHoro pasÖMpaTejibCTBa mjim McnojiHe- 
HMB pemeHMB ap6MTpa>KHoro cyfla ynacTByiOLnee b cnope floro- 
BapMBaiOLneecB F ocyflapcTBO He öyfleT BbiflBMraTb b KanecTBe 
apryMBHTa to, hto rpa>KflaHMH mjim KOMnaHMB flpyroro floroBa- 
pMBaiOLi^erocB F ocyflapcTBa nojiyHMjiM nacTMHHyK) mjim nojiHyio 
KOMneHcauMKD sa noHeceHHbiM yii^epö Ha ocHOBaHMM CTpaxoBa- 

HMB. 
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Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsstaaten diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 13 

Das beiliegende Protokoll ist Bestandteil dieses Vertrags. 

Artikel 14 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zeit, sofern nicht einer der beiden Vertragsstaaten den Vertrag 
mit einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. 
Nach Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer 
Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 


(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft- 
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
Artikel 1 bis 13 noch für weitere fünfzehn Jahre vom Tag des 
Außerkrafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Bonn am 28. August 1997 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher, turkmenischer und russischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und des turkmenischen Wortlauts ist der russi- 
sche Wortlaut maßgebend. 


CraTbJi 12 

HacTOfiLUMM floroBop fleMCTByer HesaBucnivio ot Toro, 
cyinecTByKDT jim Me>Kfly oöommm floroBapuBaKDinnMucB Focy- 
flapCTBaMM flUnjlOMaTMHeCKMe MJIM KOHCyjlbCKUe OTHOLUeHUB. 

CraTbB 13 

ripMjiaraeMbiM flpoTOKOJi BB/iBeiCB cocraBHOM nacTbK) 
HacTOBLnero floroBopa. 

CraTbB 14 

(1) HacTOBLi^MM floroBop nOflJie>KMT paTMctDMKauMM; OÖMeH 
paTMctDMKauMOHHbiMM rpaMOTaMM öyflei ocyLi^ecTBjieH b 

B03M0>KH0 KOpOTKMM CpOK. 

(2) HacTOBLUMM floroBop BCTynuT b cujiy nepes oflUH mbcbu 
nocjie oÖMeHa paTuctDUKaunoHMbiMn rpaMOiaiviM. Oh öyflei 
flePicTBOBaTb b reneHMe flecBTM jier. Ecjim hm oaho ms floroBa- 
pMBaKDLUMXCB fOCyflapCTB He SaBBMT B nMCbMeHHOM CjDOpMe o 
flenoHcauMM nacTOBLnero floroBopa sa flaenafluaTb iviecBLieB 
flo MCTeneHMB cpoKa ero fleMCTBMB, HacTOBLi^MM floroBop npofl- 
jieBaeTCB na HeorpaHMHennbiM cpoK. Flo MCieneHMM flecBTM jiei 
fleMCTBMe HacTOBLnero floroBopa mokbt öbiTb npeKpaineHO b 
jiKDöoe BpeMB npM coöJiJOfleHMM cpoKa flenoHcauMM b flBenafl- 
uaib MecBLieB. 

(3) B OTHLUeHMM KanMTaJ10BJ10>KeHMM, OCyiHeCTBJieHHblX flO 
MOMenra npeKpaineHMB fleMCTBMB nacTOBLnero floroBopa, 
CiaibM 1-13 öyflyi ocTaBaibCB b CMjie b reneHMe flajibneMiuMx 
nBTHafluaTM jiei co ahb npeKpaineHMB flePicTBMB HacTOBLi^ero 
floroBopa. 


CoBepmeHO b r. BoHHe “28“ aBrycia 1 997 rofla b flByx SKseivi- 
njiBpax, Ka>KflbiM na neMeuKOivi, lypKivieHCKOM m pyccKOM BSbi- 
Kax, npMHBM Bce leKCTbi mmbk)! CMjiy. B cnynae BOSHMKHOBeHMB 
paCXO>KfleHMM B TOJlKOBaHMM HeMBUKOrO M TypKMeHCKOrO TBK- 
CTOB, pyCCKMM TBKCT BB/IBBTCB OCHOBHbIM. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeflepaTMBHyK) PecnyöJiMKy F epiviaHMB 
von Ploetz 


Für Turkmenistan 
3a TypKMeHMcraH 
Gurbanmuradov 
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Protokoll 
zum Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Turkmenistan 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


□pOTOKOn 

K floroBopy Me>Kfly 

OeflepaTMBHOM PecnyönnKOM F epiviaHMB n TypKMeHMcraHOM 
o coflePicTBMM ocymecTBJieHMK) M BsauMHOM aaiHMTe KanMTanoBno>KeHMPi 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Turkmenistan über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen haben die hierzu 
gehörig befugten Bevollmächtigten außerdem folgende Bestim- 
mungen vereinbart, die als Bestandteil des Vertrags gelten: 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger eines 
Vertragsstaats jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden des betreffenden Vertragsstaats ausgestellten 
nationalen Reisepaß besitzt. 


(2) Zu Artikel 2 

a) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften eines Vertragsstaats in seinem Hoheitsgebiet von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften des anderen Ver- 
tragsstaats vorgenommen sind, genießen den vollen Schutz 
des Vertrags. 

b) Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völker- 
recht dem jeweiligen Vertragsstaat die Ausübung von souve- 
ränen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 


(3) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist insbe- 
sondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Ver- 
wendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage 
anzusehen. Als eine „weniger günstige“ Behandlung im Sinne 
des Artikels 3 ist insbesondere anzusehen: die unterschied- 
liche Behandlung im Falle von Einschränkungen des Bezugs 
von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brennstoffen sowie 
Produktions- und Betriebsmitteln aller Art, die unterschied- 
liche Behandlung im Falle von Behinderungen des Absatzes 
von Erzeugnissen im In- und Ausland sowie sonstige Maß- 
nahmen mit ähnlicher Auswirkung. Maßnahmen, die aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Volks- 
gesundheit oder Sittlichkeit zu treffen sind, gelten nicht als 
„weniger günstige“ Behandlung im Sinne des Artikels 3. 


b) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten einen Vertrags- 
staat nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiungen und 
Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den in 
seinem Hoheitsgebiet ansässigen natürlichen Personen und 
Gesellschaften gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet des 


ripn noflnucaHMM floroeopa Me>Kfly OeflepainBHOM Pecny- 

ÖJiMKOM r epiviaHMB M TypKMeHMcraHOM o cofleMCTBMM ocyinecT- 

BJieHMKD M BSaMMHOM SBLUMTe KanMTaJ10BJ10>KeHMM flOJl>KHblM 

oöpasoM Ha TO ynojinoMOHennbie jiMua floroBopMjiMCb TaK>Ke o 

cjieflyKDLUMx nojio>KeHMBx: 

(1) K crarbe 1: 

а) floxoflbi OT KanMTajiOBjio>KeHMB m, b cjiynae mx noBTopnoro 
BJ10>KeHMB, flOXOflbI OT HMX nOJlbSyKDTCB paBHOM c KanMTajio- 
BJ10>KeHMeM Saii^MTOM. 

б) Bes yineMjieHMB ajib flpyrMx npoueflyp onpefleneHMB 
rpa>KflaHCTBa, rpa>KflaHMHOM oflHoro floroeapMBaKDLnerocB 
focyflapcTBa, b hbcthoctm, CHMraercB jiKDÖoe JIM140, 
KOTopoe MMeer HauMonajibHbiM sarpaHMHHbiM nacnopr, 
BbiflaHHbiM KOMnereHTHbiMM opranaMM cooTBercTByKDLnero 
floroBapMBaKDLnerocB F ocyflapcTBa. 

(2) K crarbe 2: 

а) KanMTajiOBjio>KeHMB, ocymecTBjieHHbie b cootbbtctbmm c 
saKOHOflarejibCTBOM oflHoro floroBapMBaKDLnerocB Focy- 
flapcTBa Ha ero reppMropMM rpa>KflaHaMM mjim KOMnaHMBMM 
flpyroro floroBapMBatOLnerocB Focyflapcraa, nojibsyKDTCB 
nojiHOM sainMTOM HacTOBLnero floroBopa. 

б) HacTOBLUMM floroBop fleMCTByer TaK>Ke na reppMTopMM 
MCKJlKDHMreJlbHOM SKOHOMMHeCKOM SOHbl M Ha KOHTMHeH- 
rajibHOM LuejibctDe, nacKOJibKO Me>KflyHapoflHoe npaao 
flonycKaer ocymecTBiieHMe cooTBercTByKDLUMM floroBapM- 
BatOLi^MMCB FocyflapcTBOM cyaepeHHbix npaa mjim kdpmcamk- 

I4MM B OTHOLUeHMM STMX TeppMTOpMM. 

(3) K craTb 3: 

а) B KanecTBe “fleBreiibHOCTM“ b CMbicjie nyHKra 2 CrarbM 3 
HacTOBLnero floroBopa cjieflyer paccMarpMBarb, b hbctho- 
CTM, HO He MCKjiKDHMrejibHO ynpaBjieHMe m pacnopB>KeHMe 
KanMTajiOBjio>KeHMeM, a TaK>Ke ero npMMeneHMe m 
McnojibsoBaHMe. B KanecTBe “Menee ÖJiaronpMBTHoro“ 
pe>KMMa B CMbicjie CrarbM 3 HacroBinero floroBopa cjiefly- 
er, B nacTHOCTM, paccMarpMBarb: HeoflMHaKOBbiM pe>KMM b 
cjiynae orpaHMneHMB b npMOÖpereHMM cbipbB m BcnoMora- 
rejibHbix MarepMajiOB, SHeprMM m ronjiMBa, a TaK>Ke Bcex 
BMflOB CpeflCTB npOMSBOflCTBa M OÖOpOTHblX CpeflCTB, HBO- 
flMHaKOBbiM pe>KMM B cjiyHae orpaHMneHMB cöbira npoflyK- 
14 MM BHyrpM crpaHbi m sa rpaHMueü, a TaK>Ke npoHMe Mepbi c 
aHajiorMHHbiMM nocjieflCTBMBMM. Mepbi, npeflnpMHMMaeMbie 
B MHrepecax oömecTBeHHOM öesonacHOCTM m oöinecTBeHHO- 
ro nopBflKa, oxpaHbi sflopoBbB Hapofla mjim HpaacTBeHHO- 
CTM, He CHMraKDTCB “Menee ÖJiaronpMBTHbiM“ pe>KMMOM b 
CMbicjie CrarbM 3 nacTOBLnero floroBopa. 

б) Flojio>KeHMB CrarbM 3 HacTOBLnero floroBopa ne oönsbiBaKDr 
floroBapMBaKDLneecB F ocyflapcTBO pacnpocrpaHBTb Hajioro- 
Bbie jibroTbi, ocBo6o>KfleHMB M CKMflKM, npefloCTaBjifieMbie b 
cooTBercTBMM c HajioroBbiM saKOHOflarejibCTBOM rojibKO 
CjDMSMHeCKMM JIMUBM M KOMnaHMBM C MBCTOM >KMTeJlbCTBa 
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anderen Vertragsstaats ansässige natürliche Personen und 
Gesellschaften auszudehnen. 

c) Die Vertragsstaaten werden im Rahmen ihrer innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den Aufent- 
halt von Personen des einen Vertragsstaats, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats einreisen wollen, wohlwollend prüfen; 
das gleiche gilt für Arbeitnehmer des einen Vertragsstaats, 
die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats einreisen und sich 
dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 


(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn durch 
staatliche Maßnahmen in das Unternehmen, das Gegenstand der 
Kapitalanlage ist, eingegriffen und dadurch seine wirtschaftliche 
Substanz erheblich beeinträchtigt wird. 


(5) Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normaler- 
weise zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. 
Die Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden 
Antrags und darf unter keinen Umständen zwei Monate über- 
schreiten. 


(6) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird ein Vertragsstaat 
die Transportunternehmen des anderen Vertragsstaats weder 
ausschalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmi- 
gungen zur Durchführung der Transporte erteilen. Hierunter fal- 
len Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet eines Ver- 
tragsstaats oder eines dritten Staates von einem Unterneh- 
men oder im Auftrag eines Unternehmens angeschafft wer- 
den, in dem Vermögenswerte im Sinne des Vertrags angelegt 
sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 


MjiM Haxo>KfleHMyi na ero reppuTopnn, na ctDusunecKne Jinua 
M KOMnaHMM C MeCTOM >KMTeJlbCTBa MJIM HaXO>KfleHMf1 Ha Tep- 
pMTopMM flpyroro floroeapMBaKDLnerocB F ocyflapcTBa. 

b) B paMKax HauMOHajibHoro saKOHOflarejibCTBa floroBapM- 
BaKDLUMecB r ocyflapcTBa öyflyr 6 jiaro>KejiaTejibHO paccivia- 
TpMBBTb SaBBKM HB B-bBSfl M npeÖblBaHMB JIMI 4 OflHOfO flOfO- 
BapMBaKDLi^erocB F ocyflapcraa, HaiviepeBaKDLUMxcB npMexaib 
Ha reppMTopMK) flpyroro floroBapMBatOLnerocB F ocyflapcraa 
B CBB3M c KanMTajiOBjio>KeHMeM; flaHHoe nojio>KeHMe 
pacnpocTpaHBeiCB raioKe na pböothmkob oflHoro floroBa- 
pMBaKDLnerocB F ocyflapcraa, KOTopbie b cbbsm c KanMiano- 
Bjio>KeHMeM HaiviepeBaKDTCB npnexarb na reppMTopMK) 
flpyroro floroaapMBaKDLnerocB Focyflapcraa m naxoflMTbCB 
TaM c uejibK) BbinojiHeHMB rpyflOBOM fleBiejibHOCTM. 
5jiaro>KejiaTejibHO öyflyi paccMaipMaaibCB TaK>Ke sbbbkm 
Ha Bbiflany paspemeHMB na paöory. 

(4) K craibe 4: 

FIpaBO TpeöoBaHMB KOMnencauMM cyLi^ecTByer TaK>Ke m b tom 
cjiynae, ecjiM rocyflapcTBO cbommm flePicTBMBMM BMeiuMBaeTCB 
B npeflnpMBTMe, BBjiBKDLneecB oö^beKTOivi KanMTajiOBjio>KeHMB, m, 
TBM CaMbIM, npMHMHBei eiViy CymeCTBeHHblM aKOHOMMHeCKMM 

yinepö. 

(5) K craibe 7: 

TpaHccfDepT CHMraeicB BbinojiHeHHbiM “HesaiviefljiMTejibHo“ b 
CMbicjie nyHKTa 1 CraibM 7 nacTOBLi^ero floroBopa b tom 
cjiynae, ecjiM oh BbinojiHBercB b npeflenax Toro cpoKa, KOTopbiM 
npM HopMajibHbix oöcTOBTejibCTBax TpeöyeicB ajib coöJiKDfle- 
HMB ctDopMajibHocreM ocyLnecTBjieHMB TpaHcctDepra. CpoK 
HaHMHaercB c MOMenia noflann cooTBercTByKDLneM saBBKM m hm 
B KoeM cjiynae He flOJi>KeH npeBbiLuaib fleyx MecBuee. 

(6) FIpM nepeBOSKe rpysa m jimu b cbbsm c KanMTajiOBjio>KeHMeM 
HM oflHO M3 floroBapMBatOLUMxcB FocyflapcTB He öyfler 3a- 
npeinaib mjim npenBiCTBOBaib rpancnopTHbiM npeflnpMBTMBM 
flpyroro floroeapMBaKDLnerocB Focyflapcrea ocyinecTBjiBTb 
rpancnopTHbie onepauMM m öyflei, no Mepe neoöxoflMMOCTM, 
BbiflaeaTb paapemeHMB na BbinojineHMe 3 tmx nepeeoaoK. Ckdab 
OTHOCBTCB nepeB03KM: 

а) rpyaa, npeflHaaHaneHHoro nenocpeflCTBeHHO ajib Kannra- 
J10BJ10>KeHMB B CMblCJlB HaCTOBLUerO florOBOpa MJIM npMOÖ- 
peiaeMoro Ha reppMiopMM oflHoro m 3 floroBapMBajOLUMxcB 
FocyflapcTB mjim rperbero rocyflapcraa 3a cner cpeflCTB 
MJIM no nopyneHMK) npeflnpMBTMB, b KOTopoe Bjio>KeHbi MMy- 
LuecTBeHHbie ueHHOCTM B CMbicjie HacTOBLi^ero floroBopa; 

б) J1MI4, HaXOflBLUMXCB B KOMBHflMpOBKe B CBB3M C KanMTBJlO- 
BJ10>KeHMeM. 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den wirt- 
schaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer durch eine 
Reihe von Maßnahmen. Eine wichtige Rolle spielt dabei 
die Förderung privater Kapitalanlagen in Entwicklungslän- 
dern. Private Kapitalanlagen sind in besonderem Maße 
geeignet, die wirtschaftliche Entwicklung dieser Länder 
zu fördern und ihre außenwirtschaftlichen Beziehungen 
mit der Bundesrepublik Deutschland zu verstärken. Inve- 
stitionen der privaten Wirtschaft vermitteln neben Risiko- 
kapital vor allem auch technisches Wissen und unter- 
nehmerische Erfahrung. 

Ein Mittel zur Förderung von Direktinvestitionen ist der 
Abschluß von Investitionsförderungsverträgen. Diese Ver- 
träge dienen der Förderung und dem Schutz privater 
Kapitalanlagen in Entwicklungsländern, indem sie be- 
stimmte Rahmenbedingungen in völkerrechtlich verbind- 
licher Form festlegen. 

Der Vertrag mit Turkmenistan ist ferner eine wichtige 
Voraussetzung für die Übernahme von Bundesgarantien 
gegen politische Risiken. Nach den Bestimmungen des 
Haushaltsgesetzes kann der Bund derartige Garantien 
grundsätzlich nur dann übernehmen, wenn mit dem 
betreffenden Land ein Investitionsförderungs- und 
schutzvertrag besteht. 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Turkmenistan entspricht im wesentlichen dem deut- 
schen Mustervertrag, der auch Grundlage zahlreicher ent- 
sprechender Verträge mit anderen Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sowjetunion ist. 

II. Zu den Vertragsbestimmungen 

Der Vertrag besteht aus 14 Artikeln; ihm ist ein Protokoll 
beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlagen“, „Erträge“ sowie „Staatsangehörige“ und 
„Gesellschaften“. Nach Protokollnummer 1 Buchstabe a 
genießen Erträge den gleichen Schutz wie die Kapital- 
anlage. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungs- und 
Zulassungsklausel sowie das Prinzip einer gerechten und 
billigen Behandlung. Jede Seite sichert ferner zu, Kapital- 
anlagen von Investoren der anderen Seite nicht zu dis- 
kriminieren. Gemäß Protokollnummer 2 Buchstabe a 
genießen die nach den Rechtsvorschriften des jeweiligen 
Landes vorgenommenen Kapitalanlagen den vollen 
Schutz des Vertrags. 

Nach Protokollnummer 2 Buchstabe b gilt der Vertrag 
auch in den Gebieten der ausschließlichen Wirtschafts- 
zone und des Festlandsockels, soweit das Völkerrecht 
dem jeweiligen Vertragsstaat die Ausübung von souve- 
ränen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebie- 
ten erlaubt. 


Zu Artikel 3 

In Artikel 3 ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und 
der Meistbegünstigung niedergelegt. Danach darf der 
jeweilige ausländische Investor nicht weniger günstig 
behandelt werden als eigene Investoren oder Investoren 
dritter Staaten. Der Grundsatz gilt nicht für die Vornahme 
von Investitionen, vielmehr erst nach Vornahme der 
betreffenden Kapitalanlage. In der Protokollnummer 3 
Buchstabe a werden einige Beispiele einer nach dem Ver- 
trag unzulässigen Schlechterbehandlung aufgeführt. Pro- 
tokollnummer 3 Buchstabe b stellt klar, daß die 
Gewährung bestimmter steuerlicher Vergünstigungen an 
Gebietsansässige nicht im Widerspruch zum Gebot der 
Inländerbehandlung steht. Protokollnummer 3 Buchsta- 
be c enthält eine Wohlwollensklausel zur Anwendung der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften hinsichtlich Einreise, 
Aufenthalt und Arbeitserlaubnis im Zusammenhang mit 
einer Kapitalanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung behandelt den Eigentumsschutz sowie 
die Entschädigungspflicht im Falle einer Enteignung und 
den ordentlichen Rechtsweg zur Überprüfung von Enteig- 
nungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder Verstaatlichung 
ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen wertentspre- 
chende Entschädigung zulässig. Die Entschädigung muß 
unverzüglich geleistet werden. Sie ist bis zur Zahlung zu 
verzinsen und muß tatsächlich verwertbar und frei trans- 
ferierbar sein. Eine Entschädigungspflicht besteht gemäß 
Protokollnummer 4 auch bei staatlichen Eingriffen in das 
Unternehmen, an dem der Investor beteiligt ist. Bei Ver- 
lusten an Kapitalanlagen infolge Krieg, Staatsnotstand 
oder sonstiger Ausnahmesituationen wird Inländer- 
behandlung und Meistbegünstigung im Falle einer Ent- 
schädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien 
Transfers von Kapital und Erträgen. Danach wird der 
Transfer von Kapital und Erträgen, der Rückzahlung von 
Darlehen, des Erlöses im Falle der Liquidation oder 
Veräußerung einer Kapitalanlage sowie der in Artikel 4 
vorgesehenen Entschädigungen gewährleistet. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland im 
Falle einer Entschädigungszahlung an den deutschen 
Investor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und An- 
sprüche des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift enthält Bestimmungen über den anzuwen- 
denden Wechselkurs. Gemäß Protokollnummer 5 darf die 
Transferfrist nach Einreichung eines entsprechenden 
Antrags zwei Monate nicht überschreiten. 
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Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerrecht- 
lichen Verpflichtung, gehen vor (sog. Besserstellungs- 
klausel). Zugleich sichern die Vertragsstaaten zu, daß sie 
dem Investor gegenüber übernommene Verpflichtungen 
einhalten werden. 

Zu Artikel 9 

Der Vertrag gilt auch für Altinvestitionen, die vor seinem 
Inkrafttreten in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften des betreffenden Vertragsstaats vorgenommen 
worden sind. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsstaa- 
ten über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichts- 
barkeit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem 
Investor und dem jeweiligen Gaststaat vor. Kann eine 
Meinungsverschiedenheit in bezug auf eine Kapitalanlage 
nicht binnen einer Frist von sechs Monaten durch gütliche 
Bemühungen beider Seiten beigelegt werden, hat der 
Investor das Recht, den Streit durch ein im Rahmen des 
„Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehöri- 


gen anderer Staaten“ zu bildendes Schiedsgericht ent- 
scheiden zu lassen. Der Schiedsspruch ist bindend; er 
wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt. 

Zu Artikel 12 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen oder konsularischen Beziehungen 
bestehen sollten. 

Zu Artikel 13 

Hier ist niedergelegt, daß das beiliegende Protokoll 
Bestandteil des Vertrags ist. 

Zu Artikel 14 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für zehn 
Jahre und wird sodann - mit zwölfmonatiger Kündigungs- 
frist - auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle einer Kün- 
digung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des Vertrags 
vorgenommenen Kapitalanlagen noch weitere fünfzehn 
Jahre lang geschützt. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Abgesehen von den im Zusammenhang mit den 
jeweiligen Artikeln erwähnten Bestimmungen enthält das 
Protokoll in Nummer 6 ein Behinderungsverbot bei Beför- 
derungen von Gütern und Personen im Zusammenhang 
mit einer Kapitalanlage. 
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